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Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung sowie die
öffentliche Auslegung des Bebauungs-plans Nr. 695 -
Dienststraße (zwischen Kolkmannstraße und
Königstraße)- werden hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Hinweise

1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige orts-rechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2. Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungs-
gerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag
stellende Person nur Einwendungen geltend macht,
die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung (§ 3
Abs. 2 des Baugesetzbuchs) oder im Rahmen der
Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit (§ 13 Abs. 2
Nr. 2 und § 13 a Abs. 2 Nr. 1 des Bau-gesetzbuchs)
nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte
geltend machen können.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

Der Wortlaut der Bekanntmachung zur öffentlichen
Auslegung des Bebauungsplans Nr. 695 stimmt mit dem
Ratsbeschluss vom 03.02.2014 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom
26.08.1999, zuletzt geändert am 05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 04.02.2014

Wehling
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Entwurf
des Bebauungsplans Nr. 695 -
Dienststraße (zwischen Kolkmannstraße
und Königstraße)-

Die Dienststraße ist zwischen Kolkmannstraße und
Königstraße endgültig hergestellt. Der Grunderwerb der
Straßenflächen ist abgeschlossen.

Der Ausbau ist in diesem Bereich abweichend von den
förmlich festgestellten Fluchtlinien vom 20.12.1902
(Fluchtlinienplan Nr. 84) erfolgt.

Aus Gründen der Rechtssicherheit bzw. zum Zwecke
der rechtmäßigen Herstellung der Er-schließungsanlage
Dienststraße zwischen Kolkmannstraße und
Königstraße sollen im Sinne des § 125 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) die Straßenbegrenzungslinien
und die fest-zusetzende öffentliche Verkehrsfläche an
den vorhandenen Ausbau angepasst werden.

Für den Rathenauplatz ist die Ausweisung als öffentliche
Grünfläche vorgesehen.

Um eine vollständige Überplanung der abweichenden
Fluchtlinien vom 20.12.1902 im Planbereich zu gewähr-
leisten, wurden auch die Grundstücke Dienststraße 120
und 143 sowie Königstraße 135 ganz bzw. teilweise in
das Plangebiet einbezogen. Für diese Grundstücke soll
im Bebauungsplan Nr. 695 lediglich die Art der baulichen
Nutzung (Allgemeines Wohngebiet) festgesetzt werden.
Die Zulässigkeit von Vorhaben, insbesondere bezüglich
des Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise und
der überbaubaren Grundstücksflächen, hat sich dann
weiterhin im Sinne des § 34 BauGB nach der
Umgebungsbebauung zu richten.

Informationen (u.a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des
Oberbürgermeisters vom 04.02.2014 über
die Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
702 - Paul-Reusch-Straße / Marktstraße /
Wörthstraße -

Der Rat der Stadt hat am 03.02.2014 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs 5-1
- Stadtplanung - vom 02.12.2013 umrandete Gebiet be-
schlossen (Bebauungsplan Nr. 702).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 32, und wird wie folgt umgrenzt:

Westliche Seite der Paul-Reusch-Straße; nördliche
Grenze des Flurstücks Nr. 857; abknickend zur nörd-
lichen Seite der Marktstraße; nördliche Seite der
Marktstraße; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 91; am
südöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 91 abknik-
kend zum nordöstlichsten Grenzpunkt des Flurstücks
Nr. 80; östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 80 und 79;
südliche Grenze des Flurstücks Nr. 79; westliche Seite
der Wörthstraße; südliche Grenze des Flurstücks Nr.
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852; ca. 7,0 m entlang der westlichen Grenze des
Flurstücks Nr. 852; südliche Grenze des Flurstücks Nr.
800; ca. 9,0 m entlang der westlichen Grenze des
Flurstücks Nr. 800; südliche Grenze des Flurstücks Nr.
819 und deren Verlängerung bis zur westlichen Seite der
Lothringer Straße, westliche Seite der Lothringer Straße;
nördliche und westliche Grenze des Flurstücks Nr. 35;
ca. 4,7 m entlang der westlichen Grenze des Flurstücks
Nr. 34; südliche Grenze des Flurstücks Nr. 9 und deren
Verlängerung bis zur westlichen Seite der Paul-Reusch-
Straße.

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11.06.2013 (BGBl. I, S. 1548).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im
Bereich 1 -Stadtplanung-, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr.
A 009, während der Öffnungszeiten: Montag –
Donnerstag 8.00 - 16.00 Uhr und Freitag 8.00 - 12.30
Uhr einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 702 werden folgende
Hauptplanungsziele verfolgt:

- Sicherung einer ausgewogenen Nutzungsmischung
im Rahmen eines Kernge-bietes;

- Maßgaben für Wohnnutzungen im Kerngebiet;

- Prüfung, inwieweit eine Abstufung von einem
Kerngebiet zu einem Mischgebiet innerhalb des
Plangebiets erforderlich sein kann;

- Ausschluss von Nutzungen mit schädlichen
Auswirkungen wie bordellartige Betriebe,
Vergnügungsstätten, Einzelhandel erotischer Artikel
und ähnlicher Nutzungen.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 702
- Paul-Reusch-Straße / Marktstraße / Wörthstraße - wird
hiermit öffentlich bekannt gemacht.
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Hinweise

1. Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S.
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18.09.2012 (GV.NRW.S.436), kann eine
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
der GONW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

2. Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und
Besitzer zu dulden, dass Beauftragte der zuständi-
gen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach
diesem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.

Übereinstimmungsbestätigung /
Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

Der Wortlaut der Bekanntmachung des
Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 702
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 03.02.20014 über-
ein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert am
05.08.2009, verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

Oberhausen, 04.02.2014

Wehling

Ergänzende Informationen zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
702:

Im Rahmen des Bund-Länder-Programms „Soziale
Stadt“ für das Fördergebiet Innenstadt / Alt-Oberhausen
wird eine städtebauliche und stadtstrukturelle
Aufwertung als übergeordnetes Ziel verfolgt. Dabei soll
die Innenstadt von Alt-Oberhausen als Lebens- und
Wohnstandort, als Handelszentrum sowie als Standort
zentraler Funktion für die Gesamtstadt nachhaltig
gestärkt und aufgewertet werden. Die Marktstraße stellt
dabei einen der Handlungsschwerpunkte dar. Eine
Anhäufung von Vergnügungs-stätten (wie z. B.
Spielhallen) und ähnlicher Nutzungen (wie z.B.
Internetcafés und Wettannahmestellen) würde diesen
Zielen, gerade auch im Hinblick auf die vorhandene
Wohnnutzung, wegen ihres typischen
Erscheinungsbildes und den typischerweise damit ver-
bundenen städtebaulichen und sozialen Auswirkungen
entgegenstehen.

Im Rahmen des Bebauungsplans Nr. 702 werden eine
verträgliche Nutzungsmischung und die Umsetzung der
genannten Planungsziele für die Innenstadt von Alt-
Oberhausen angestrebt. Die Nutzungsmischung soll
durch die Festsetzung eines Kerngebiets und ggf. eines
Mischgebietes sichergestellt werden. Im weiteren
Verfahren ist zu prüfen, in welchen Bereichen eine nut-
zungsstrukturelle Abstufung von einem Kerngebiet zu
einem Mischgebiet sinnvoll sein kann. Im gesamten
Plangebiet sollen Nutzungen, die schädliche
Auswirkungen aufweisen und/oder einen „Trading-
Down-Effekt“ auslösen, verfestigen oder verstärken kön-
nen, ausgeschlossen werden. 

Unter Trading-Down-Effekten wird die Entwertung einer
Gebietsstruktur verstanden, die dann entsteht, wenn
Betriebe mit typischerweise niedrigem Investitionsbedarf
und vergleichsweise hoher Rendite (wie z. B .Wettbüros,
Spielhallen und Rotlichtnutzungen) in Konkurrenz treten
zu Betrieben mit höherem Investitionsbedarf und niedri-
gerer Rendite. Der Wettbewerb zwischen Konkurrenten
mit unterschiedlicher wirtschaftlicher Potenz führt ten-
denziell zu einer Erhöhung der Immobilienpreise und
damit zu einer Verdrängung von Branchen oder
Nutzungen mit schwächerer Finanzkraft. In gemischt
genutzten Gebieten kann darüber hinaus eine vorhan-
dene Wohnnutzung verdrängt werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.


